
Der Europäische Gerichtshof hat in seinem Urteil vom 8. April 2014 die Europäische 
Richtlinie zur Vorratsspeicherung von Telekommunikations-Verkehrsdaten (Richtli-
nie 2006/24/EG) für ungültig erklärt. Dieses Urteil hat weitreichende Folgen für den 
Datenschutz in Europa.

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder haben die anlasslose und 
massenhafte Speicherung von Verkehrsdaten der Telekommunikation stets abgelehnt. 
Sie begrüßen die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs als wichtigen Schritt zur 
Bekräftigung der informationellen Selbstbestimmung und des Telekommunikations-
geheimnisses.

Der Europäische Gerichtshof hat in seinem Urteil der undifferenzierten und automa-
tischen Totalerfassung solcher Daten eine klare Absage erteilt. Er hat darauf hingewie-
sen, dass schon die Pflicht zur anlasslosen Speicherung einen besonders schwerwiegen-
den Eingriff großen Ausmaßes in das Recht auf Privatleben und den Datenschutz der 
Betroffenen darstellt. Diese in der Europäischen Grundrechte-Charta verbrieften Rech-
te dürften nur eingeschränkt werden, soweit dies absolut notwendig ist.

Die für ungültig erklärte Richtlinie entsprach diesen Vorgaben nicht, weil sie ohne 
jede Differenzierung, Einschränkung oder Ausnahme zur pauschalen Totalerfassung 
der Verkehrsdaten verpflichtete. Nach dem Urteil des Gerichtshofs kann eine undiffe-
renzierte Pflicht zur anlasslosen und flächendeckenden Vorratsdatenspeicherung uni-
onsrechtlich nicht mehr neu begründet werden. Die Absichtserklärung der Bundesre-
gierung, zurzeit kein Gesetz zur Speicherung von Verkehrsdaten einzuführen, wird von 
der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder begrüßt. Etwai-
ge Diskussionen auf europäischer Ebene sollten abgewartet werden.
Die Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder weist ausdrück-
lich darauf hin, dass der Maßstab des EuGH auch für das anlasslose exzessive Überwa-
chen durch sämtliche Nachrichtendienste gelten muss.

Zudem hält der Gerichtshof die Pflicht zur großflächigen Speicherung von personen-
bezogenen Daten nur dann für zulässig, wenn die Daten in der Europäischen Union ge-
speichert werden und damit unter die Kontrolle unabhängiger Datenschutzbehörden 
fallen. Dies zwingt auch zu einer Neubewertung z.B. der Fluggastdaten-Übermittlung 
in die USA und des Safe-Harbor-Abkommens.

Dazu Johannes Caspar, der Hamburgische Beauftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit und amtierender Vorsitzender der DSK:  „Das Urteil des EuGH fes-
tigt die digitalen Grundrechte in Europa gerade zu einer Zeit, in der sie durch Nach-
richtendienste systematisch außer Kraft gesetzt werden. Nun gilt es, Konsequenzen 
aus der Entscheidung zu ziehen. Dabei geht es nicht nur um die Vermeidung un-
differenzierter Regelungen zur Vorratsdatenspeicherung. Die EU-Organe wie auch 
die Mitgliedstaaten sollten darüber hinaus das Urteil zum Anlass nehmen, künftig 
der  massenhaften Vorratsdatenspeicherung durch Nachrichtendienste außerhalb, 
aber auch innerhalb der EU mit aller Entschiedenheit entgegenzutreten. Nur so wird 
das Grundrecht auf Datenschutz den Platz einnehmen können, der ihm durch den 
EuGH gewiesen wurde.“

Entschließung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten  

des Bundes und der Länder vom 25.4.2014

Ende der  
Vorratsdatenspeicherung  
in Europa!
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AUS DEN DATENSCHUTZBEHÖRDEN




